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Betrifft: Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesgesetzes, 

mit dem das Arbeitsverfassungsgesetz und das Arbeitskräfte­
überlassungsgesetz geändert werden; 
Zl. 53.010/1-3/93 

Dieses Gesetzesvorhaben ist grundsätzlich zu bejahen. Nicht nur, weil es der Rechtsanpas­
sung an die zukünftigen Erfordernisse der Zusammenarbeit im EWR dient, sondern auch 
aus dem grundsätzlichen Bedürfnis der Beschäftigten nach Mitwirkung in allen sie 
betreffenden Angelegenheiten. Sollten die Absichten dieses Gesetzes nicht im wesentlichen 
verwirklicht werden können, muß damit gerechnet werden, daß die Interessensvertretung 
der Arbeitnehmer auf eine Vertretung der Interessen in ihren unmittelbaren Arbeitsstätten 
und dort wiederum nur auf die unmittelbaren Verhältnisse auf ihrem unmittelbaren 
Arbeitsplatz zurückfallen. 

Die Einrichtung von Formen der Zusammenarbeit zwischen Unternehmen in Konzernen 
und Holdings und dies auch noch grenzüberschreitend, dient ja gerade der Koordinierung 
von wirtschaftlichen, organisatorischen, technologischen u.s.w. Verhältnissen, deren 
Gestaltung den Arbeitsplatz als Ganzes, die Berufsaussichten in ihrer Gesamtheit und die 
Einkommensverhältnisse und -möglichkeiten für die Zukunft grundsätzlich betrifft. Somit 
entsteht ein elementares Interesse der Mitwirkung der Arbeitnehmerschaft über die 
unmittelbaren Betriebsgrenzen hinaus. 

Für den 
Katholischen Familienverband Österreichs 

Michael Dräger 
Generalsekretär 

Dfkm. Werner Höffinger e.h. 
Vizepräsident 

P.S.: 25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme gehen mit gleicher Post an das Präsidium 
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